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Beiblatt zur Par1amentskorres~~ 17. Juni 1953 

4S/J A .n fra {{ e .. 

der AbS-.Dr. P f e i f e r, Dr.R e i man n, Dr~G red 1 e r und Genossen 

an den Bundesminister für Unterricht, 

betreffend die Ronorieruns- der sogenannten Gastärzte an den Universitäts­
kliniken. 

. 
Da.s kürzlich in der"Presse"vom 6"Juni 1953 besproohene Urteil 

des Arbeitss-eriohtes Wien hat' die bereits in unsere~ Anfrage an den Bundes-. 
minister für soziale Verwa.ltung vom 24"Oktober 1951 ausführlich dargeles-te 

und vertretene Ansioh~ vollauf bestätigt, dass sogenannte Gastärzte, die 

ebenso wie f~rm1ich anges~allte und besoldete Spitalsärzte regelrecht ärzt­

lichen DienSt maohen, Änspruch aUf das im § 57 des Ärztegesetzes vom 30.3,1949. 

BGB1.~r.92, zugesioherte und in den Ausführunesgesetzen der Länder näher 

festgeleQ'te angemessene Entgelt haben. Es hängt also aussohliesslich von dem 

tatsäohlichen Besohäfti~gsverhältnis ab, ob ein Jungarzt Bezahlung fordern 

kann. ' 

In der Praxis hat man sich aber leider um diese Rechtsla.ge bisher 
wenig gekümmert und die zur spitalsärztlichen Ausbildung zugelassenen Jung­

ärzte zwar zur reeelmässigen Dienstleistung herangezogen, aber nicht entlOhnt. 

Als unzulängliohen Ersatz hat man an den von der Gemeinde Wien 

, betriebenen Krankenanstalten fü:r die minderbemittelten "Gastärzte" (360 von 

402) Stipendien eingeführt,die nun von 500 auf 750 S erhöht werden sollen, 

falls das Bundesministerium für Finanzen die Hälfte der Erhöhung übernimmt. 

Dagegen erhalten die rund 300 an d~n .Universitätskliniken be­

schäftieten Jungärzte überhaupt keine Bezahlung, obwohl auch sie ebenso wie 

ihre Kamera.den Und Kameradinnen in den Yliener Gemeindespi täle:rn angestrengten 
r • 

u~dverantwortungsvollen Dienst leisten. 

Auch sind die Jungärzte, die in den Krankenanstalten der Gemeinde 

Wien tätig sind, nach der Anfragebeantwortung des Bundesministeriums für 

soziale Verwaltung Vom 29.2.1952, Zl.V-25.759-20/JA/52, durch die E1genver-
siCherung der Stadt Wien gegen Unfail und Berufserkrankung versiohert und 

erhaltena.uf die Dauer der Arbeitsunfähigkeit eine.Rente und freie Sp1tals­

pflege, während die "Gastärzte" an den Universitätskliniken jedes derartigen 

sozialen Schutzes entbehren. 
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1,\. Beiblatt 17.· Juni 1953 

Die gefertigten Abgeordneten stellen daher an den Herrn 
. Unterrichtsm1l.dster die . 

A n ;f r a i e : 

Ist dar Herr Bundesminister fürUnterr1cht bereit, dafür 'zu 

sorgen, dass die an den Universitätskliniken ln Eerufsausbildung 

stehenden Jun~ärzte 

1. soferne sie vqllen und regelmässi~n spitalsärztliohen Dienst 

leisten, 

$ 

a.) für ihre Tätigkeit daa gesetzlich festgelegte Entgelt e1"halten 

und 

b} zur sesetzliohen Kranken-, Upfall":,,, Arbei tslosen- und Angestell ten~ 
! 4 I 

versioherung mit Beginn ihrer tatsäohliohen Dienstleistung 
I • 

I 

angemeldet werden, i 

2.sot.rne sie nur in besohränktem Umfang oder nur aushilfsweise 
Anteil D1:enste leisten, einen a.liquoten des Entgeltes, allenfalls 

1ft der Form eines Stipendiums, erhalten. 
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